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Dekonstruktion dominanter Narrative

Anhänger der Jugendorganisation GPK Fanatik (Gerakan Pemuda Ka`bah Fanatik = Fanatische
Kaaba Jugendbewegung) in Yogyakarta sind häufig gewaltbereit. © Christina Schott

Indonesiens Stärke ist seine Vielfalt an Ethnien und Religionen. Religiös motivierte Konflikte gehen
oft auf koloniale Strukturen zurück. Postkoloniale Perspektiven bieten Lösungsansätze.

Schon zur Zeit der niederländischen Kolonialherrschaft war Batavia [heute: Jakarta] ein Zentrum für
Migrant*innen aus Ambon, den Molukken und Süd-Sulawesi. Die vorwiegend christlichen
Zuwanderer sollten den Arbeitskräftebedarf der Niederländer decken. Infolge eines Krieges
zwischen der Niederländischen Ostindien-Kompanie und dem auf Java gelegenen Staat Banten
wurde 1656 die javanische Bevölkerung vertrieben, die mehrheitlich muslimisch war. So kam es zu
einer Trennung christlicher und muslimischer Gemeinschaften. 1848 erließ die Kolonialregierung
ein „Regeringsreglement“ [staatliche Verordnung], das die Bevölkerung in zwei Gruppen unterteilte:



Christ*innen und Anhänger*innen anderer Religionen. Eine Novellierung im Jahr 1855 differenzierte
die Einteilung weiter und kategorisierte die Bevölkerung in einheimische Indonesier*innen,
Chines*innen, Araber*innen, indische Christ*innen sowie nicht-christliche Inder*innen.

Auch nach der Unabhängigkeit Indonesiens 1945 traten immer wieder Spannungen zwischen
muslimischen und christlichen sowie anderen Gemeinschaften zutage, insbesondere bei der
Ausarbeitung der Staatsverfassung. Ein markantes Beispiel war die Streichung des ersten
Grundsatzes der sogenannten Jakarta Charta. Dieser lautete ursprünglich: „Glaube an Gott mit der
Verpflichtung zur Umsetzung des islamischen Rechts für seine Anhänger.“ Die nicht-muslimischen
Gesellschaften aus Ostindonesien kündigten jedoch Widerstand gegen eine solche Formulierung
innerhalb der Verfassung an und drohten mit Abspaltung. Mohammad Hatta, der spätere
Vizepräsident, änderte den Grundsatz daraufhin in: „Glaube an den Einen und Einzigen Gott.“

Staatliche Diskriminierung von Minderheiten
Zwanzig Jahre nach der Unabhängigkeit erließ Sukarno, der erste Präsident Indonesiens, das
Präsidialdekret Nr. 1 von 1965 (PNPS No. 1 Tahun 1965), später als „Blasphemiegesetz“ bekannt,
das den Missbrauch und die Diffamierung von Religionen verhindern sollte. Infolgedessen wurden
nur bestimmte Religionen offiziell anerkannt: Islam, Christentum, Katholizismus, Buddhismus,
Hinduismus und Konfuzianismus. Das Dekret bildete zudem die Grundlage für das bis heute gültige
„Gesetz zum Schutz religiöser Gemeinschaften“, das formale Anforderungen für Religionen festlegt
wie etwa standardisierte Rituale, heilige Schriften oder eine Mindestanzahl an Anhänger*innen.

Obwohl es kein nationales Gesetz zum Tragen des Kopftuchs an
Schulen gibt, wird es in den meisten staatlichen Schulen
eingefordert. © Andreas Harsono

Grundsätzlich fördert Indonesien offiziell die Religions- und Glaubensfreiheit seiner Bürger*innen
durch Artikel 29 Absätze 1 und 2 der Verfassung von 1945 sowie durch die Ratifizierung des
Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (ICCPR) in das Gesetz Nr. 12 von
2005. Dennoch erinnert der Umgang des Staates mit religiösen Gemeinschaften auffällig an die
Praktiken des niederländischen Kolonialregimes, insbesondere in Bezug auf die Segregation
religiöser Gruppen. Dies führt immer wieder zu Gewalt gegen religiöse Minderheiten und wird
bedauerlicherweise durch das Mitwirken von Staatsbediensteten zusätzlich verschärft. Beispiele
hierfür sind die Verabschiedung diskriminierender Vorschriften, die Einschränkung religiöser
Aktivitäten von Minderheiten, die Schließung von Gebetshäusern sowie äußerst komplizierte



Genehmigungsverfahren, um neue zu errichten.

Auch heute bleibt die Diversität Indonesiens mit ihren vielen verschiedenen religiösen
Gemeinschaften anfällig für Konflikte. Im Juli 2024 schloss beispielsweise die kommunale
Polizeieinheit des Regierungsbezirks Garut in West-Java die Ahmadiyya-Moschee im Dorf
Nyalindung. Dies geschah in Abstimmung mit der Regionalregierung von Garut und dem
Koordinierungsgremium zur Überwachung von Glaubensrichtungen und Religionen. Dieses
Gremium setzt sich aus der Polizei, den Justizbehörden, dem Indonesischen Ulama-Rat, dem Forum
für interreligiöse Harmonie und der Agentur für nationale und politische Einheit zusammen. Sie
begründeten die Schließung der Moschee damit, soziale Konflikte verhindern zu wollen. Die
Ahmadiyya-Gemeinschaft und ihre Aktivitäten in Indonesien werden durch einen Erlass
eingeschränkt, den der Minister für religiöse Angelegenheiten, der Generalstaatsanwalt und der
Innenminister der Republik Indonesien 2008 gemeinsam beschlossen haben.

Problematisch ist außerdem, dass Schülerinnen an staatlichen Schulen in Indonesien häufig zum
Tragen eines Kopftuchs verpflichtet werden – nicht nur muslimische Schülerinnen gilt, sondern auch
jene anderer Glaubensrichtungen. Wer sich verweigert, stößt oft auf eine intolerante Haltung der
Lehrer*innen. Das stellt eine klare Diskriminierung dar.

Religiöse Mäßigung: Ein Schritt zur Konfliktlösung?
Das niederländische Kolonialregime regierte die einheimischen Gesellschaften mit Hilfe eines
systematischen Diversitätsmanagements. In der Praxis wurden christliche Gruppen jedoch klar
bevorzugt. Nach der Unabhängigkeit führte die indonesische Regierung das Staatsmotto Bhinneka
Tunggal Ika (Einheit in Vielfalt) ein: Dieses Konzept wurde in der nationalen Ideologie Pancasila
(„Fünf Säulen“) verankert, um die Harmonie zwischen den zahlreichen ethnischen, kulturellen und
religiösen Gruppen des Landes zu bewahren. Beide Ansätze – der koloniale wie der nationale –
nutzen ähnliche Wege, um mit der Diversität umzugehen, wenn auch mit unterschiedlichen Zielen.

Kursteilnehmer der Bandung School of Peace besuchen einen
buddhistischen Tempel © Fanny Syariful Alam

2019 rief das indonesische Religionsministerium das „Jahr der religiösen Mäßigung“ aus, angelehnt



an das von den Vereinten Nationen initiierte „Internationale Jahr der Mäßigung“. Diese Initiative
stellte einen Meilenstein in der Arbeit des Ministeriums dar und veranlasste damals Projekte des
Ministeriums in ganz Indonesien. Das Vermittlungsprogramm bekam schnell Priorität in Behörden,
um auch Beamten mithilfe von Literatur, Materialien, Schulungen und Workshops die
Ausgewogenheit und Gerechtigkeit religiöser Lehren zu vermitteln.

Trotzdem bleibt religiös motivierte Gewalt weiterhin allgegenwärtig. Das Programm zur religiösen
Mäßigung konnte weder Konflikte vor Ort stoppen noch die Beteiligung von Beamten an diesen
verhindern. Auch wurden keine diskriminierenden Gesetze, die religiöse Minderheiten
benachteiligen, zurückgenommen. In der Praxis führte es zu einer Trennung religiöser
Gesellschaften, ähnlich wie während der niederländischen Kolonialverwaltung.

Kolonialismus als Ursache von aktuellen Konflikten
mitdenken
Was dem Programm zur religiösen Mäßigung in Indonesien fehlt, sind die Perspektiven der
religiösen Minderheiten selbst. Es bedarf größerer Anstrengungen, um ihren Geschichten und
Erfahrungen Gehör zu schenken, als den Fokus allein darauf zu legen, wie Beamte religiöse Lehren
handhaben. Um die Spannungen zwischen unterschiedlichen Glaubensgemeinschaften zu
verringern, müsse man die Stimmen der Marginalisierten in historischen Narrativen
berücksichtigen, fordert die indisch-amerikanische Feministin Gayatri Chakravorty Spivak,
Mitbegründerin der postkolonialen Theorie.

Religiöse Minderheiten feierten den Unabhängigkeitstag
Indonesiens vor dem Staatspalast. Auf den rot-weißen Bannern
(Nationalflagge) stehen Forderungen nach religiöser Toleranz. ©
Andreas Harsono

Ein weiterer postkolonialer Ansatzpunkt ist das Konzept der Hybridität des indischen
Wissenschaftlers Homi K. Bhabha. Demnach entsteht Identität durch interkulturelle Interaktionen,
die Unterschiede überbrücken. Ein Beispiel dafür ist das Verständnis von lokaler Weisheit: Sie kann
als verbindendes Element dienen, um interreligiöse und gesellschaftliche Beziehungen über
Gemeinde-Netzwerke zu stärken.

In jedem Fall muss der Kolonialismus stärker als Ursache einbezogen werden, um Lösungen für

https://www.hyperkulturell.de/glossar/hybriditaet/


religiöse Konflikte zu finden. Dazu gehört die Achtung von Diversität und Unterschieden sowie die
Dekonstruktion dominanter historischer Narrative. Nur so kann sich ein empathischeres Verständnis
und Solidarität zu religiösen Minderheiten entwickeln. Lösungsansätze, die sich bloßer Schlagworte
bedienen, ohne eine konkrete Umsetzung zu fordern, gehen zulasten religiöser Minderheiten –
selbst wenn staatliche Regelungen vorgeben, alle religiösen Gemeinschaften gleich zu behandeln. Es
ist entscheidend, postkoloniale Perspektiven wie von Spivak und Bhabha zu integrieren, um
inklusivere Lösungen zu entwickeln und Vorurteile gegenüber religiösen Minderheiten in Indonesien
abzubauen. Nur so bieten Initiativen das Potenzial, religiös motivierte Gewalt und Konflikte effektiv
anzugehen.
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